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REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

Zl. 42. 997-?a/7o 
Parlamentarische Anfrage Nr.161/J 
an den Bundeskanzler, betreffend 
Kompetenz für das Dienst- und 
Fersonalvertretungsrecht der . 
Landes- und Gemeindebedienstetenj 
Forderungsprogramm der Länder 
und Gemeinden. 

Zu Nr.161/J-NR/7o 
vom 1. Juli 1970 

An den 

AO~ / A.'B:. 
"iu A61 /j. 
PrM. am .. ~81·~U 1970 

Präsidenten des Nationalrates 

in W i: e n 

I. 

Die Abgeor:dneten STOUS, Dr. KRANZLMAYR, SUPPAN lli"ld Genossen 
haben in der Sitzung des Nationalrates am 1. Juli 1970 unter 
Nr. '161/J (11 - 208 der Beilagen zu den stenographischen Prot. 
de s Nationalrates, VII. GP.) eine Anfrage folgenden Wortlautes 
an mich gerichtet: 

, rt1) \';erden Sie einen Gesetzentvrurf im Ministerr:.t,analog 
der unerledigten Regierungsvorlagen vom 29.März 1968 
einbr~ngen, der die Kompetenz für das Dienst~ und 
Personalvertretungsrecht der Landes- und Gemeindebe­
diensteten den Landtagen überträgt, sodaß endlich für 
die Landes- und Gemeindebediensteten Personalver­
tretungsf,esetze beschlossen werden können 7 

2) Wann ist mit der Einbringung einer derartigen Vorlage 
zu rechnen ?11 

11. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt. 

Zu Frage 1): Ich bin durchaus bereit, der Bundesregierung 
den Entwurf einer Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetzi vorzule­

·gen, womit die Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Vollziehung in' 
den Angelegenheiten des Dienst- und Personalvertretungsrechtes 

.. ",-" 

.' . 
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der Landes- und Gemeindebediensteten den Ländern übertragen wird. 

Ri6htlinie für einen derartigen Gesetzentwurf hätten hiebei die 

Ergebnisse der Beratungen mit sämtlicüen Bundesländern und den 

GeWerkschaften des. 6ffentlichen Dienstes zu bilden, die der Regierungs­
vorlage eines Bundesverfassungsgesetzes vom ••••.••••.••••.• , mit 

dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert 

wird (Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1968) (818 der Beilagen zu 
den stenographischen Protokollen des Nationalrates, XI. GP.) in 

dem einschlägigen Sachbereich zugrundeliegen • 

. Zu Frae;e 2): Da die Bundesländer im Augenblick mit der Er­

stellung eines erweiterten Forderungsprogramms der Länder befaßt 

sind, das dem· Vernehmen nach im Oktober 1970 der Bundesregierung 

vorgelegt werd(~n c.ürft(.!, glaube ich, aus gesetzesökonomischen 

Gründen die Kenntnis dieses erweiterten ForderVJ.lgsprogramms ab­

warten zu sollen. Gegebenenfalls könn·te der geplante Entwurf 

neben den :i.n der Anfrage erwähnten SaChgebieten mit allfälligen 

danü tim. ZUS2..llli"!1enhang stel2enden Fragen verbunden werden. 
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